
¥ Minsk (AFP). In der sogenannten Teddybären-Affäre in Weiß-
russland hat ein Militärgericht einen Grenzschützer zu zwei Jahren
Lagerhaft verurteilt, wie der Oberste Gerichtshof in Minsk nun mit-
teilte. Im Juli 2012 hatte ein schwedisches Kleinflugzeug von Litauen
aus die Grenze zu Weißrussland überflogen und Teddybären mit Pro-
testlosungen zur Lage der Menschenrechte in dem Land abgeworfen.

Die schwarz-gelbe Bundes-
regierung will den nächs-

ten Koalitionsausschuss ver-
schieben. Ursprünglich war
er für den 28. Februar ge-
plant. Es kommt wohl ein
Dankgottesdienst für den
scheidenden Papst dazwi-
schen. Dagegen ist nichts ein-
zuwenden – wenn man nicht
das untrügliche Gefühl hätte,
dass die wahren Gründe ganz
woanders liegen: Es könnte
doch sein, dass CDU/CSU
und FDP immer noch nichts
Substanzielles zum Thema
Rente zu bieten haben, weil
sich die handelnden Perso-
nen immer noch nicht geei-
nigt haben, ob es denn eine
bessere Mütterrente geben
solloder die „Lebensleistungs-
rente“, und weil auch die
Frage der Finanzierung noch
unklar ist.

Eigentlich müsste aber
Schwarz-Gelb alles Wichtige
noch im Februar auf den Weg
bringen, damit der Bundestag
vor der Wahl genügend Zeit
für eine ordentliche Beratung
hat. Doch mit der Erarbei-
tung von Gesetzen hat es
Schwarz-Gelb nicht eilig. Al-
les wird auf die lange Bank ge-
schoben. So ist beim jüngsten
Koalitionsausschuss etwa be-
schlossen worden, die Renten
für Contergan-Opfer pro Jahr
um 120 Millionen Euro aufzu-
stocken. Zweifellos ist das ein
lobenswertes Unterfangen –
wenn es nur schon mal einen
Gesetzentwurf gäbe. Aber da-
mit kann Schwarz-Gelb nicht
dienen. Bisher blieb es bei der
Ankündigung.

Laurent Gbagbo (67), Expräsident der El-
fenbeinküste, muss sich vor dem Interna-
tionalen Strafgerichtshof in Den Haag ver-
antworten. Das Gericht hat mit den Anhö-
rungen begonnen. Anschließend wollen
die Richter entscheiden, ob genug Beweise
vorliegen, um dem 67-Jährigen wegen Ver-
brechengegen die Menschlichkeit den Pro-
zess zu machen.  FOTO: REUTERS
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¥ Kabul (AFP). Die Zahl der bei Angriffen in Afghanistan getöte-
ten Zivilisten ist laut UNO erstmals zurückgegangen. Zugleich stieg
die Zahl der Attentate auf afghanische Regierungsangestellte steil
an. Das geht aus einem Bericht der UN-Mission in Afghanistan
(UNAMA) hervor. Demnach wurden 2012 am Hindukusch 2.754
Zivilisten getötet, zwölf Prozent weniger als 2011.

Das Bundesverfassungsge-
richt hat entschieden,

die sogenannte Sukzessiv-
adoption ist durch. Homose-
xuellePaare, die in einereinge-
tragenen Partnerschaft leben,
dürfen in Zukunft nicht nur
ein leibliches Kind ihres Part-
ners adoptieren, sondern
auch eines, das der Partner zu-
vor angenommen hat. Gut so,
denn dieses Recht für Schwu-
le und Lesben ist längst über-
fällig.

Natürlich gibt es die übli-
chen Bedenkenträger: Das
Aufwachsen mit gleichge-
schlechtlichen Eltern könne
dem Kind schaden oder gar ei-
nen Identitätsverlust bewir-
ken, heißt es. Doch alle Zweif-
ler sollten auch daran denken,

dass Kinder dank des Urteils
in stabileren Familienverhält-
nissen – wenn auch anders als
von vielen gewünscht – groß
werden können. Außerdem
wird die rechtliche Stellung
des Kindes, beispielsweise
beim Erbrecht, verbessert.

DasUrteil aus Karlsruhe be-
trifft zwar nur wenige. Letz-
ten Endes aber zeigt es den
Weg in eine Zukunft, in der,
sollte es auch im Steuerrecht
zur Gleichbehandlung homo-
sexueller Paare kommen, die
größten Unterschiede zwi-
schen der eingetragenen Le-
benspartnerschaft und der
Ehe beseitigt sein werden.
 katharina.baetz@
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Künftig können Lebenspart-
ner auch Kinder adoptie-

ren, die ihr Partner oder ihre
Partnerin zuvor selbst adoptiert
hat. Die Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts in Karls-
ruhe betrifft zwar nur einen Teil
des Adoptionsrechts, aber die
Botschaft ist klar: Jede Schlech-
terstellung homosexueller Le-
benspartnerschaften gegenüber
der Ehe bedarf der Rechtferti-
gung – und hier gelten strenge
Anforderungen, weil die sexu-
elle Identität betroffen ist.

Stück für Stück haben die
Karlsruher Richter nach diesem
Grundsatz die Unterschiede zwi-

schen Lebenspartnerschaften
und Ehen eingeebnet: bei der
Erbschaftssteuer,beim Grunder-
werb, bei Betriebsrenten und
beim Familienzuschlag für Be-
amte. Mit einer Entscheidung
zum Ehegattensplitting wird
noch in diesem Jahr gerechnet.

Vielleicht zeigt der Blick nach

Frankreich einen Unterschied in
der politischen Kultur. Dort de-
monstrierten Hunderttausende
fürund gegen dieHomo-Ehe, be-
vor in der vergangenen Woche
die Nationalversammlung nach
nächtelangen Debatten eine
große Lösung beschloss: „Ma-
riage pour tous“, die Ehe für alle.

In der mündlichen Verhand-
lung in Karlsruhe hingegen
räumteder parlamentarischeGe-
schäftsführer der Grünen, Vol-
ker Beck, in seltener Offenheit
ein, man habe bei der Gesetzes-
fassung darauf gehofft, „dass die
Gerichte regeln, was wir poli-
tisch nicht hinbekommen“.
Auch wenn es gern in Vergessen-
heit gerät: Das nun umgestoße-
ne Gesetz stammt noch aus der
Zeit der rot-grünen Koalition.

Der zur Entgegennahme des
Urteils nach Karlsruhe ent-
sandte FDP-Justizstaatssekretär
wand sich sichtlich, als er nach
der Verkündung gefragt wurde,

ob man nun nicht wenigstens
die Frage des Ehegattensplit-
tings für Lebenspartner poli-
tisch regeln wolle. „Es ist dem-
nächst auch mit einem Urteil
zum Ehegattensplitting zu rech-
nen“, sagte Max Stadler, „und
dieses Urteil wird jetzt abgewar-
tet.“

Was bleibt Stadler anderes üb-
rig, hat doch der große Koaliti-
onspartner, die CDU, erst im De-
zember beschlossen, in diesem
Punkt jedenfalls freiwillig nichts
zu ändern. Teile der Politik,
scheint es, lassen sich lieber vom
Gericht zur Gleichstellung zwin-
gen, als selbst tätig zu werden.

¥ Berlin (AFP). Der Weg für Gentests an künstlich erzeugten Em-
bryonen ist frei. Das Bundeskabinett stimmte der Rechtsverord-
nung zu, die die sogenannte Präimplantationsdiagnostik (PID) re-
gelt. Damit schloss sich die Bundesregierung dem Votum des Bun-
desrats an. Paare mit schweren Erbkrankheiten können demnach
ab 2014 Gentests an Embryonen vornehmen lassen.

WegfürGentestsanEmbryonenistfrei

¥ Colombo (dpa). Einige Bootsflüchtlinge aus Birma haben in ih-
rer Not auf hoher See das Fleisch von gestorbenen Mitreisenden ge-
gessen. Die Marine Sri Lankas hatte 32 Männer aus Birma aus ihrem
sinkenden Holzboot gerettet. Die Männer erzählten, sie hätten die
Leichen von 98 anderen Flüchtlingen über Bord geworfen. Einige
Überlebende hätten sich vom Fleisch von Toten ernährt.

SchwuleundLesbenhabeneinRechtaufAdoption

¥ Berlin (dpa). Wenige Monate
vor der Bundestagswahl ist in
der Bundesregierung ein Kon-
fliktüber die doppelte Staatsbür-
gerschaft aufgebrochen. Bundes-
justizministerin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger
(FDP) setzt sich dafür ein, dass
ein „Doppel-Pass“ für in
Deutschland lebende Ausländer
erleichtert werden soll. Betrof-
fensind vor allem Menschen tür-
kischer Abstammung. Kanzle-
rin Angela Merkel (CDU) sieht
keinen Handlungsbedarf. Die
SPD wirft der FDP Wahlkampf-
motive vor. Die Justizministerin
begründete ihren Vorstoß mit

dem Ziel einer besseren Integra-
tion. „Die kann auch durch dop-
pelte Staatsbürgerschaft geför-
dert werden“, sagte sie. Dazu
solle das Optionsrecht refor-
miert werden. „Die Optionslö-
sung gehört auf den Prüfstand,
wenn sie dazu führt, dass sich
Menschen von Deutschland ab-
wenden.“ Nach geltendem Opti-
onsrecht müssen hier geborene
Kinder vonausländischenStaats-
bürgern bis zur Vollendung des
23. Lebensjahres nachweisen,
dass sie ihre ausländische Staats-
bürgerschaft aufgegeben haben.
Tun sie das nicht, verlieren sie
die deutsche Staatsbürgerschaft.

K O M M E N T A R E

Finanznot der Krankenhäuser

Auf Galle komm raus
P E T E R S T U C K H A R D

¥ Berlin (rtr). Die schwarz-gelbe Bundesregierung wird höchst-
wahrscheinlich den für den 28. Februar geplanten Koalitionsaus-
schuss verschieben. Grund ist nach Angaben von CSU-Landesgrup-
penchefin Gerda Hasselfeldt ein geplanter Dankgottesdienst für
den scheidenden deutschen Papst in Berlin am selben Tag. Die Poli-
tiker wollen an dem Gottesdienst teilnehmen.  ¦ Kommentar

P R E S S E S T I M M E N
P F E R D E F L E I S C H - S K A N D A L

Adoptionsrecht für Homosexuelle

Endlich gleichberechtigt
K A T H A R I N A B Ä T Z

Koalitionsausschuss wird wohl verschoben

Ankündigungen
A L E X A N D R A J A C O B S O N , B E R L I N

Regierungstreitetüber
doppelteStaatsbürgerschaft
FDP will „Doppel-Pass“ / Union blockt Vorstoß ab

Birma:FlüchtlingeaßentoteMenschen

WenigerAnschlägeaufZivilisteninKabul

Thüringer Allgemeine
¥ Erfurt. Die Pferdefleisch-
Beimischungen sind nur die
Spitze des Eisberges. Die Ver-
antwortlichen wollten mitbilli-
gerem Ross-Hack schnelles
Geld machen – so wie zuvor
Weinpanscher mit Glykol oder
die Gammelfleisch-Verkäufer
mit ungenießbarem Schlacht-
gut. Wo Anreize für Betrug
groß sind, ist gegen kriminelle
Energie kein Kraut gewachsen.

Badische Neueste Nachrichten
¥ Karlsruhe. Ein Land, das sei-
nen Parkraum strenger über-

wacht als seine Lebensmittel,
darf sich nicht wundern, wenn
die Skandale sich so regelmä-
ßig wiederholen wie Ebbe und
Flut.

Sächsische Zeitung
¥ Dresden. Es handelt sich ja
offenbar nicht nur um einen
Skandal. Überall taucht nun
Pferdefleisch auf (. . .). Es
scheint sich um keine unübli-
che Praxis zu handeln.

Nürnberger Nachrichten
¥ Nürnberg. Gutes Fleisch
und gute Wurst sind teurer als
Massenware.

„. . .undetwasvondeinemPferdefleisch!“ ZEICHNUNG: HORST HAITZINGER

Koalitionsrundewirdverschoben

¥ Karlsruhe (dpa). Das Bundesverfassungsge-
richt bleibt Motor bei der Gleichstellung von
Schwulen und Lesben. Der neueste Fall ist eine Ent-
scheidung zum Adoptionsrecht, die nicht allen Po-
litikern gefällt. Jochen Neumeyer berichtet.

Wennim Gesundheitssek-
tor eine Gruppe von

Leistungsanbietern nach
mehr Geld ruft, ist Miss-
trauen angebracht. Zumal
dann, wenn in den Truhen
des Gesundheitsfonds und
bei den Krankenkassen ein
Schatz im Wert von 30 Milliar-
den Euro darauf wartet, geho-
ben zu werden. Wir sollen
also glauben, dass den deut-
schen Krankenhäusern das
Wasser bis zum Hals steht.

Vieles spricht dafür. Vor
den Zahlen die Alltagserfah-
rung: Wer hätte noch nicht
aus der Familie oder dem
Freundeskreis Klagen darü-
ber gehört, dass Ärzte und
Pflegepersonal zu wenig Zeit
haben, sich nicht genügend
um die Kranken kümmern
können? Auch wenn eine Kli-
nik kein Hotel ist, sollte doch
nicht zur Regel werden, dass
die Verwandten für die Ver-
pflegung sorgen müssen. So
weit ist es noch nicht, aber die
Überlastung des Personals ist
überall spürbar. So weit der
subjektive Faktor.

Zu den Zahlen: Auch für
die Krankenhäuser steigen
die Energiekosten. Und nicht

nur die. Die Ärztegewerk-
schaft Marburger Bund for-
dert sechs Prozent mehr Ge-
halt, und dem Pflegepersonal
steht erst recht ein ordentli-
cher Schluck aus der Pulle zu.

Nun kann eine Klinik diese
Kostensteigerungennicht ein-
fach auf die Preise abwälzen.
Die Preise und deren Entwick-
lung werden staatlich verord-
net. Im laufenden Jahr dürfen
es zwei Prozent mehr sein.
Dass diese Erlössteigerung die
Kostenentwicklung nicht auf-
fangen kann, ist nachvollzieh-
bar. Die Folge wird sein: Die
Kliniken werden die Leis-
tungsmengen – auf Galle
komm raus, auf Knieprothese
hinein – ausweiten müssen.
So weit der objektive Faktor.

Dass der Finanzminister
demGesundheitssektor in die-
sem Jahr 2,5 Milliarden Euro
zur allgemeinen Haushaltssa-
nierungausdemGesundheits-
fonds stehlen will, ist vor die-
sem Hintergrund empörend
genug. Dass es 2014 noch ein-
mal 2 Milliarden sein sollen,
ist ein Skandal.

Teddybären-Affäre: Grenzschützer verurteilt

Stephan Weil (54, SPD) ist neuer Minis-
terpräsident von Niedersachsen. SPD und
Grüne haben nach zehn Jahren schwarz-
gelber Koalition die Macht übernommen.
Der bisherige hannoversche Oberbürger-
meister bekam 69 Jastimmen. Das ent-
spricht der Zahl aller Abgeordneten von
Rot und Grün, die nur über einen Sitz
mehr verfügen als CDU und FDP.  FOTO: DPA

John Allen (59), designierter NATO-
Oberbefehlshaber in Europa, zieht seine
Kandidatur zurück. Der US-General wolle
wegen einer Krankheit seiner Frau abdan-
ken, hieß es. Es gab bereits Gerüchte, wo-
nach Allen wegen der Affäre um angeblich
„unangemessene“ E-Mails an eine Freun-
din von Ex-CIA-Chefs David Petraeus zu-
rücktreten wolle. FOTO: DPA
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¥ Berlin. Die Geldnot der deutschen
Krankenhäuser spitzt sich „zu einem
Problem nationaler Tragweite zu“.
Das sagte Alfred Dänzer, Präsident der
Deutschen Krankenhausgesellschaft,
in Berlin. Mehr als 1.000 Führungs-
kräfte aus dem Kliniksektor haben
dort eine Petition an den Deutschen
Bundestag verabschiedet, in der sie
eine „faire Krankenhausfinanzie-
rung“ fordern.

In der Petition wird ein düsteres Bild
von der deutschen Krankenhausland-
schaft gezeichnet. Immer mehr Kliniken
schrieben rote Zahlen und seien wirt-
schaftlich akut bedroht. Auch die Belas-
tungen der Beschäftigten seien zu hoch.
Patienten beklagten, dass Ärzte und Pfle-
gekräfte zu wenig Zeit für persönliche
Zuwendung hätten – eine Aussage, die
durch Zahlen der Patientenbefragung
dieser Zeitung gestützt wird. 27,5 Pro-
zent der Patienten in der Region mein-
ten, die Ärzte hätten nicht genug Zeit für
sie, beim Pflegepersonal waren es 25,3
Prozent.

„Die Kliniken können flächende-
ckend nicht mehr den Kostenanstieg
und die Tariflohnsteigerungen aus den
gesetzlich gedeckelten Versorgungsprei-
sen bezahlen.“ So beschreibt Dänzer die
Klemme, in der die Häuser stecken. Die
dahintersteckenden Zahlen sind auch
für Laien nachvollziehbar: Um zwei Pro-
zent steigen 2013 die Preise für die Leis-
tungen der Kliniken. Dem stehen hö-
here Kosten für Energie, für Versiche-
rungsprämien und vor allem für das Per-
sonal gegenüber. „Es geht auch darum“,
so Dänzer, „ein Zeichen der Wertschät-
zung für die 1,1 Millionen Beschäftigten
zu setzen.“

Die früher oft beschworene Möglich-
keit der Gegenfinanzierung der steigen-
den Kosten durch Rationalisierungsre-
serven spielt in der Diskussion praktisch
keine Rolle mehr. Theodor Windhorst
etwa, der Chef der Ärztekammer Westfa-
len-Lippe, sieht „die Zitrone als ausge-
lutscht“ an. Er hält es für „völlig unmög-
lich, im Personalbereich noch zu spa-
ren“, der Pflegebereich sei sogar „total
unterbesetzt“.

In der Analyse der Probleme geht
Windhorst ins Grundsätzliche. Die Poli-
tik verkenne, dass die Finanzierung der

Krankenhäuser ein Stück Daseinsvor-
sorge darstelle. Wie sich heute zeige,
seien mit der Einführung der Fallpau-
schalen falsche Anreize gesetzt worden.
Die Folge seien „das ,Schnell rein,
schnell raus‘ und das Krankkodieren der
Patienten durch eine komplette eigene
Bürokratiesparte im Krankenhaus“.
Windhorst: „Da wurde der Grundstein
zur Ökonomisierung der Medizin ge-
legt.“ Auch in der Politik mehren sich
die Stimmen, die eine Änderung des Sys-
tems der Fallpauschalen fordern, weil
die die Menge der Leistungen, nicht
aber deren Qualität honorieren. Zu die-
sem Ergebnis kommt auch eine Studie
der KPMG-Wirtschaftsprüfer, die der
Redaktion vorliegt. Sie zeigt, dass Kran-
kenhäuser mit hoher Rentabilität bei
der Qualität häufig unterdurchschnittli-
che Ergebnisse erzielten.

Auf heftige Kritik stößt auch die Pra-
xis der Investitionen im Klinikbereich.
Zum größten Teil müssen die Häuser
die aus ihren Erlösen finanzieren, weil
die Bundesländer – NRW zeigt hier be-
sonders deutliche Defizite – dafür kaum
Geld übrig haben. „Bund und Länder“,
so die Berliner Petition, „müssen ihre
Verantwortung für ein stabiles und ver-
lässliches Gesamtfinanzierungssystem
gemeinsam wahrnehmen.“

T A G E S T H E M A

Quantität und Qualität: Wie
viele Behandlungsfälle ein
Arzt oder eine Pflegekraft in
den einzelnen Kliniken bewäl-
tigen muss, kann man dem
„Klinikführer OWL“ entneh-
men. Er ist in allen Geschäfts-
stellen dieser Zeitung für 9,95
Euro erhältlich und vergleicht
29 Kliniken der Region.

Hilferufeaus
denKliniken

Krankenhäuser fordern faire Finanzierung


